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VII. Finanzielle Rahmenbedingungen in

der Vollzeitpflege

Infolge meist ungiinstiger Sozialisations-
bedingungen in der Herkunftsfami-

lie kann bei Pflegekindern in der Regel
von Entwicklungsverzégerungen ausge-
gangen werden, denen durch entwick-
lungsforderliche Lebensbedingungen bei
Pflegeeltern beziehungsweise in einer
Pflegefamilie und durch die Inanspruch-
nahme von Forderangeboten angemes-
sen begegnet werden kann. Damit ste-
hen Pflegepersonen und Pflegefamilien
zunehmend vor grof3en Herausforderun-
gen. Pflegefamilien unterliegen wie alle
Familien einem stetigen Wandel familia-
ler Lebensformen. Heutzutage wahlt je-
des vierte Elternpaar nach der Geburt des
ersten Kindes und der anschlieBenden El-
ternzeit eine Erwerbskonstellation, in wel-
cher der Vater in Vollzeit und die Mutter in
Teilzeit (15 — 24 Stunden/Woche) berufsta-
tig ist. 15 Prozent der Elternpaare wahlen
nach der Geburt des ersten Kindes und
der daran anschlieBenden Elternzeit die
Erwerbskonstellation, in der beide Eltern-
teile in Vollzeit arbeiten. Insgesamt hat die
Erwerbsquote von Mittern in den letz-
ten Jahren zugenommen. Die Konstellati-
on von nicht-berufstatigen Mittern und
alleinverdienenden Vatern als Modell fur
eine langere Phase nach der Geburt der
Kinder ist in den vergangenen Jahrzehn-
ten deutlich seltener geworden®'. Diese
Entwicklungen stellen Eltern wie Pflegeel-
tern zunehmend vor die Herausforderung
der Vereinbarkeit von Beruf und (Pfle-
ge-) Familie oder aber vor die Entschei-
dung, finanzielle EinbuBBen hinzunehmen,
wenn teilweise oder vollstandig auf eine
Erwerbstatigkeit zugunsten eines Pfle-
gekindes und damit auch zugunsten des
Kinder- und Jugendhilfesystems verzich-

51 vgl. Institut fir Demoskopie Allensbach 2015,
5ff.

tet wird. Fehlende Entlastungsangebote
flr Pflegepersonen zur Vereinbarkeit von
Beruf und Familie und finanzielle Leistun-
gen, welche einen teilweisen oder voll-
standigen Verzicht auf Erwerbstatigkeit
kaum aufwiegen kdnnen, erschweren bei
dem gleichzeitigen Erfordernis, entwick-
lungsforderliche Lebensbedingungen fir
ein Pflegekind zu schaffen, die Gewin-
nung potentiell geeigneter Pflegeperso-
nen.

Werden Hilfen nach § 33 SGB VIl gewahrt,
soll der gesamte wiederkehrende Bedarf
durch laufende Leistungen gedeckt wer-
den, so dass der notwendige Unterhalt
des Kindes beziehungsweise Jugendli-
chen auBBerhalb des Elternhauses sicher-
gestellt ist. Der Bedarf umfasst die Kosten
fur die Pflege und Erziehung des Kindes
beziehungsweise Jugendlichen und die
Kosten fiir den Sachaufwand (§ 39 Abs. 1
SGB VIII). Dartiber hinaus werden den Pfle-
gepersonen Leistungen zur Unfallver-
sicherung und Altersvorsorge gewahrt.
Uber die monatlichen Pauschalbetrige
hinaus sind einmalige Beihilfen und Zu-
schiisse moglich (§ 39 SGB VIII).

1. Leistungen fiir die Pflege, Erzie-
hung und den Sachaufwand

Mit den Leistungen fiir die Pflege und Er-
ziehung des Kindes beziehungsweise Ju-
gendlichen sollen die besonderen An-
forderungen, die Pflegeeltern zu erfiillen
haben, deren zeitlicher Einsatz, padagogi-
sches Engagement und erzieherische Leis-
tung Anerkennung finden. Sofern Pflege-
personen nicht in gerader Linie mit dem
Kind verwandt sind, obliegt ihnen gegen-
Uber dem Kind beziehungsweise dem
Jugendlichen keine gesetzliche Unter-


verena.miller
Textfeld
JuA 11.03 / KT 29.03.2019
Anlage 1 zu Vorbericht
Nr. 41-001-2019
öffentlich 


haltspflicht. Deshalb ist ihre Leistung zu
honorieren.

Der Sachaufwand umfasst den gesam-
ten wiederkehrenden altersentsprechen-
den Bedarf des taglichen Lebens, wie
Ernahrung, Kleidung, Kosten der Unter-
kunft>? inklusive Heizung und Beleuch-
tung, Kérperpflege, Schulbedarf, Haus-
rat, und Dinge des personlichen Bedarfs,
einschlie3lich Taschengeld. Die Hohe der
Leistungen fir die Pflege und Erziehung
sowie die Hohe der Leistungen fiir den
Sachaufwand kénnen dem jahrlich aktua-
lisierten Rundschreiben des KVJS-Landes-
jugendamtes entnommen werden (vgl.
https://www.kvjs.de/jugend/hilfen-zur-er-
ziehung/pflegekinderhilfe/ ).

Mit den Leistungen fiir die Pflege und Er-
ziehung sowie den Leistungen fiir den
Sachaufwand wird die Regelleistung von
Pflegepersonen anerkannt. Die Regelleis-
tung fir die altersentsprechende Pflege,
Erziehung und Férderung eines Pflegekin-
des umfasst>*:

« die Gewahrleistung eines gesunden
und entwicklungsférderlichen Auf-
wachsens durch die Inanspruchnahme
der Vorsorgeuntersuchungen und der
allgemeinen Gesundheitsfiirsorge

. im Falle dass der Bedarf des Kindes es
erforderlich macht, die Betreuung des
unter dreijahrigen Pflegekindes durch
die Pflegeperson ohne die Inanspruch-
nahme einer Tagesbetreuung. Dies
kann insbesondere zur Férderung ei-
nes stabilen Bindungsaufbaus zwischen
Kind und Pflegeperson erforderlich
sein. Der Rechtsanspruch des Kindes
auf Forderung in Tageseinrichtun-

52 Bei den Kosten fiir den Sachaufwand betragt
der Anteil der kindsbezogenen Kosten fiir
Miete und Heizung (Bruttowarmmiete) fiir alle
Altersgruppen 90,65 €, Stand 01.01.2018. Eine
weitere Aufschliisselung erfolgt nicht.

53 vgl. Stadt Karlsruhe, Sozial- und Jugendbehor-
de 2017,5
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gen und in Kindertagespflege gemaf3

§ 24 SGB VIl bleibt grundsatzlich be-
stehen. Sollte der Bedarf des Kindes die
Inanspruchnahme einer Tagesbetreu-
ung vorerst ausschlieBen, bedeutet dies
einen erhéhten Aufwand fiir Pflegeper-
sonen und einen zumindest teilweisen
Verzicht auf Erwerbsarbeit. Aus diesen
Griinden wird empfohlen, Pflegeper-
sonen, die ihr unter dreijahriges Pfle-
gekind selbst betreuen, mit 300 Euro®*
monatlich zu unterstiitzen.

« die Organisation und Gewahrleistung
des Besuches eines Regelkindergartens
ab Vollendung des dritten Lebensjahres

« die Betreuung und Unterstiitzung des
Schulkindes bei der Erledigung seiner
Hausaufgaben im schulisch empfohle-
nen zeitlichen Umfang, ohne die Inan-
spruchnahme einer Tageseinrichtung
wie zum Beispiel Schiilerhort, Hausauf-
gabenbetreuung oder Ganztagsschule

« die Férderung von Bildungsmaf3nah-
men wie zum Beispiel VHS-Kurse, Mu-
sikunterricht und so weiter.

« die Forderung von Begabung und Inte-
ressen

« die Forderung eines entwicklungsver-
zogerten Pflegekindes beziehungswei-
se Jugendlichen durch die Inanspruch-
nahme einer therapeutischen Hilfe

+ die Forderung der Beziehung zwischen
Kind beziehungsweise Jugendlichem
und Herkunftsfamilie ohne die Notwen-
digkeit der Anwesenheit der Pflegeper-
son bei den Kontakten

54 Der Betrag orientiert sich am Mindestbetrag
des Elterngeldes, das Pflegeeltern nicht zur
Verfligung steht. Stadt- und Landkreise wie z. B.
Enzkreis, Pforzheim und Karlsruhe gewéhren
Pflegepersonen solch eine finanzielle Unter-
stlitzung, wenn der Bedarf des Kindes eine
Betreuung in der Kita ausschlief3t. Denkbar ist
auch, einen solchen Betrag den erhdhten Leis-
tungen fiir die Pflege und Erziehung zuzuord-
nen.Vgl. hierzu auch DIJuF-Rechtsgutachten
02.09.2016.
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2. Pflegegeldkiirzung

Die Kosten flir den Sachaufwand kon-
nen nach § 39 Abs. 4 SGB VIIl angemes-
sen gekiirzt werden, wenn die Pflege-
person in gerader Linie mit dem Kind
beziehungsweise Jugendlichen verwandt
ist und diesem unter Beriicksichtigung ih-
rer sonstigen Verpflichtungen und ohne
Gefahrdung ihres angemessenen Unter-
halts Unterhalt gewahren kann. Mit der
Verpflichtung der unterhaltsverpflichte-
ten Pflegeperson zur Offenlegung der Ein-
kommens- und Vermdgensverhaltnisse

(8 97a Abs. 2 SGB VIIl) ist die Prifung der
Angemessenheit der Kiirzung im Einzel-
fall moglich geworden. Es wird empfoh-
len, bei der Klarung der Hohe des Selbst-
behalts die Leitlinien der stiddeutschen
Familiensenate zum Unterhalt zugrun-

de zu legen. Je nach libersteigendem Be-
trag wird eine Kiirzung der Kosten fiir den
Sachaufwand von bis zu 30 Prozent fiir
angemessen angesehen. Eine pauschale
Kiirzung des Pflegegeldes ist unzuldssig.

Wird das Kind oder der Jugendliche im
Rahmen des Familienleistungsausgleiches
nach § 31 EStG bei der Pflegeperson be-
rlicksichtigt, so ist ein Betrag in Hohe der
Halfte des Betrages, der nach § 66 EStG
fur ein erstes Kind zu zahlen ist, auf das
monatliche Pflegegeld anzurechnen. Ist
das Kind oder der Jugendliche nicht das
alteste Kind in der Pflegefamilie, so erma-
Bigt sich der Anrechnungsbetrag fiir die-
ses Kind oder diesen Jugendlichen auf
ein Viertel des Betrages, der fir ein erstes
Kind zu zahlen ist.

Bezieht der junge Mensch aus Arbeits-
oder Ausbildungsverhaltnis eigenes Ein-
kommen, so vermindert sich gemal3 §§ 91
bis 94 SGB VIII (Kostenbeitrag) der Pau-

schalbetrag.” Die Hilfe zur Erziehung

in Vollzeitpflege gehort zu den kosten-
beitragspflichtigen Leistungen der Ju-
gendhilfe (§ 91 Abs. 1 SGB VIlI). Die Er-
mittlung des Kostenbeitrags richtet sich
nach den Vorschriften zur Kostenbeteili-
gung des Kinder- und Jugendhilfegeset-
zes (SGB VIlI). § 94 Abs. 6 SGB VI sieht vor,
dass junge Menschen bei vollstationaren
Leistungen nach Abzug der in § 93 Abs. 2
SGB VIl genannten Betrage 75 Prozent ih-
res Einkommens als Kostenbeitrag ein-
zusetzen haben. Junge Volljahrige sind
zusatzlich aus ihrem Vermogen heranzu-
ziehen (§ 92 Abs. 1a SGB VIII).

Bei vorlibergehender Abwesenheit ei-
nes Pflegekindes sollte keine Kiirzung des
Pflegegeldes erfolgen, denn auch bei Ab-
wesenheit des Pflegekindes fallen Leis-
tungen durch die Pflegeperson bezie-
hungsweise Pflegefamilien und Kosten fiir
diese an. Dazu gehdren zum Beispiel die
Wahrnehmung von Besuchen eines Kin-
des wahrend eines Krankenhausaufent-
haltes zur Fortfiihrung und Unterstiitzung
bereits aufgebauter Bindungen oder das
Beibehalten und Vorhalten des eingerich-
teten Kinderzimmers fur ein Kind, das vo-
ribergehend in einer Entlastungspflege-
familie untergebracht ist.

3. Erhohung des Pflegegeldes

Eine Erhohung des aus dem Rundschrei-
ben des KVJS-Landesjugendamtes zu ent-

55 In den Empfehlungen zum Pflegegeld von
2009 wird die Verrechnung des Pflegegeldes
mit dem Kostenbeitrag des jungen Menschen
empfohlen. Allerdings birgt dies in der Praxis
grof3es Konfliktpotential zwischen Pflegekin-
dern und Pflegepersonen. AuBerdem ist eine
solche Verrechnung verwaltungsrechtlich nicht
vorgesehen (vgl. BVerwG Urteil vom 24.11.2017
und Busch, Fieseler: Rechtsgutachten 2003 in:
ZfJ Nr. 12/2003). Eine getrennte Handhabung
von Pauschalbetrag fiir die Pflegeperson und
Kostenbeitrag des Pflegekindes ist daher zu
bevorzugen.



nehmenden Pflegegeldes kann in be-
stimmten Fallen erforderlich sein. Nach
entsprechender Einschatzung des Einzel-
falls und Dokumentation im Hilfeplan kann
eine Erhohung des Pflegegeldes sowohl
hinsichtlich der Leistungen fiir den Sach-
aufwand als auch hinsichtlich der Leistun-
gen fir die Pflege und Erziehung gewahrt
werden. Dies sollte der Fall sein, wenn der
Bedarf eines Kindes beziehungsweise Ju-
gendlichen flr einen Zeitraum von (vor-
aussichtlich) mindestens sechs Monaten
einen deutlichen Mehraufwand im Ver-
gleich zu anderen Pflegeverhéltnissen er-
fordert. Eine Erhohung des Pflegegeldes ist
also immer mit einem erhéhten Aufwand
der Pflegeperson beziehungsweise Pfle-
gefamilie verbunden, der wiederum aus
dem besonderen Bedarf eines Pflegekin-
des resultiert. Im Hilfeplangesprach sollen
der Bedarf des Kindes beziehungsweise
Jugendlichen und die damit verbunde-
nen Mehrleistungen der Pflegeperson do-
kumentiert werden und auf dieser Grund-
lage eine angemessene Erhéhung in den
entsprechenden Bereichen (Leistungen fiir
den Sachaufwand und/oder Leistungen fir
die Pflege und Erziehung) festgelegt wer-
den. Der Zeitpunkt einer erneuten Priifung
des Bedarfs an erhdhten Leistungen soll im
Hilfeplangesprach ebenfalls vereinbart und
dokumentiert werden.

Erhohter Bedarf an Leistungen fiir den
Sachaufwand

Ein erhohter Bedarf an Sachkosten liegt
vor, wenn aufgrund anhaltender Entwick-
lungsbeeintrachtigungen oder Behinde-
rungen ein altersuntypischer materieller
Mehraufwand fir das Pflegekind bezie-
hungsweise den Jugendlichen zu erwar-
ten oder bereits eingetreten ist. Die Er-
stattung des Mehrkostenbedarfs erfolgt
durch die Ermittlung der realen monat-
lichen Zusatzkosten, bei Schwankungen
durch die Ermittlung der durchschnitt-
lichen Mehrkosten pro Monat.
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Hierunter fallen zum Beispiel Giberdurch-
schnittlicher Verschleif3 an Kleidung und
Gebrauchsgegenstanden, Fahrtkosten fiir
Umgangskontakte oder zusatzliche The-
rapien, besonderer Nahrungs- und Hygie-
nebedarf.

Erhohter Bedarf an Leistungen fiir die
Erziehung

Ein erhohter Bedarf an Leistungen fiir die
Erziehung liegt vor, wenn aufgrund an-
haltender Entwicklungsbeeintrachtigun-
gen oder anhaltender gesundheitlicher
Einschrankungen oder Behinderungen
ein altersuntypischer zusatzlicher erzie-
herischer Bedarf des Kindes beziehungs-
weise Jugendlichen Uber einen Zeitraum
von mindestens sechs Monaten zu erwar-
ten oder bereits eingetreten ist und da-
mit verbunden eine tatsachliche Mehrbe-
lastung der Pflegepersonen gegeben ist.
Auch ein erhohter Bedarf an Forderung
durch die Pflegeperson ist zu bericksich-
tigen.

Hierunter fallen zum Beispiel Umgang mit
herausforderndem Verhalten, Selbst- und
Fremdgefahrdung, Gberdurchschnittli-
che Forderung bei der Aneignung und
Auslibung alltaglicher Verrichtungen, Be-
aufsichtigung und Begleitung im Alltag,
die ein altersiibliches Mal3 deutlich Gber-
steigt.

Erhohter Bedarf an Leistungen fiir die
Pflege

Ein erhohter Bedarf an Leistungen fir
die Pflege besteht unter anderem, wenn
beispielsweise ein Schulkind noch tag-
lich oder mehrmals wochentlich einnasst
oder einkotet, aufgrund eines speziel-
len Ernahrungsbedarfs des Kindes bezie-
hungsweise Jugendlichen spezielle Nah-
rung zubereitet werden muss oder altere
Kinder beziehungsweise Jugendliche ak-
tive Unterstiitzung beim Essen, der Ko-
perpflege oder beim An- und Auskleiden
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bendtigen. In solchen Fallen nehmen der
Medizinische Dienst der Krankenversiche-
rung (MDK) oder andere Priiforganisatio-
nen eine Uberpriifung nach dem Pflege-
starkungsgesetz (PSG) vor. Auf Grundlage
des Gutachtens entscheidet die zustandi-
ge Pflegekasse tiber den Pflegegrad und
damit Uiber die Gewahrung und Hohe des
Pflegegeldes gemaR SGB XI. Wird Pfle-
gegeld nach SGB Xl gewahrt, so handelt
es sich um Leistungen fiir den erhéhten
Pflegebedarf des Kindes beziehungswei-
se Jugendlichen. Der Pauschalbetrag der
monatlichen Leistungen zum Unterhalt
(Pflegegeld der Kinder- und Jugendhilfe
nach § 39 VIlI) bleibt hiervon unberihrt?®.

Erhohter Bedarf an Leistungen bei
Mehrfachbeeintrachtigung des Pflege-
kindes beziehungsweise Jugendlichen
Bei Mehrfachbeeintrachtigungen oder
Schadigungen mit erheblich einge-
schrankter Alltagskompetenz des Pflege-
kindes beziehungsweise Jugendlichen

(z. B. aufgrund fetaler oder frihkindlicher
Schadigung) und damit einhergehen-
der Verhaltensprobleme (z. B. hyperak-
tives Verhalten, vermindertes Schmerz-
empfinden, Lernschwdche, etc.), die eine
permanente Beaufsichtigung des Kindes
beziehungsweise Jugendlichen und eine
durchgangige und klare Strukturierung
des Alltags erforderlich machen, kénnen
fur Kinder nach Vollendung des dritten
Lebensjahres erhohte Leistungen in ei-
nem Pauschalbetrag gewdhrt werden.

Inanspruchnahme vorrangiger Leis-
tungstrager

Der Vorrang anderer Leistungstrager, zum
Beispiel Krankenkassen, Pflegekassen und
Sozialdmter ist gemaf § 10 SGB VIII zu be-
riicksichtigen und entsprechend vorran-
gig in Anspruch zu nehmen. Bei Kindern
beziehungsweise Jugendlichen, die kor-
perlich oder geistig behindert sind oder

56 vgl. BVerwG Urteil vom 24.11.2017

von solch einer Behinderung bedroht
sind, gehen Leistungen der Eingliede-
rungshilfe nach dem SGB XII vor. Die Ein-
gliederungshilfe tritt anstelle samtlicher
Jugendhilfeleistungen fiir das Pflegekind
und sollte mindestens im gleichen Um-
fang wie die Jugendhilfeleistungen ge-
wahrt werden.

Ermittlung des erhohten Bedarfes

Zur Entscheidung Uber ein erhohtes Pfle-
gegeld werden in den Jugenddmtern in
Baden-Wirttemberg unterschiedliche
Systeme zugrunde gelegt.

Die Stadt Karlsruhe hat ein ausdifferen-
ziertes System entwickelt, das der Beson-
derheit des Einzelfalls Rechnung tragt und
eine nachvollziehbare Entscheidungs-
grundlage fir Erziehungszuschlage dar-
stellt.

Eine Checkliste zur Bedarfserhebung so-
wie ein Leitfaden zur Anwendung bil-
den die Grundlage, um den Bedarf an be-
sonderen Zusatzleistungen fur Kinder in
Vollzeitpflege zu ermitteln. Fiir jede Zu-
satzleistung werden die tatsachlichen
Sachkosten und prozentual die Kosten
der Pflege, Erziehung und Férderung zwi-
schen zehn Prozent und 100 Prozent er-
hoht. Die einzelnen Leistungen werden
zusammengefasst und als monatliche
Pauschale gezahlt.

Die Stadt Mannheim entscheidet anhand
eines Kriterienkataloges Uiber die Gewah-
rung der doppelten, dreifachen oder vier-
fachen Pauschale der Kosten der Erzie-
hung und Pflege. Zu Grunde gelegt sind
hierbei korperliche und seelische Beein-
trachtigungen des Pflegekindes, Beson-
derheiten in der Kontakt- oder Bezie-
hungsgestaltung zur Herkunftsfamilie, die
Aufnahme eines Kindes ab dem sechsten
Lebensjahr oder von Geschwisterkindern
und eine geplante Riickfiihrung bezie-
hungsweise ungeklarte Lebensperspek-
tive. Die Haufung der besonderen Bedarfe



ergibt den Vervielfachungsfaktor der Er-
ziehungspauschale.

Beispielhaft sind diese Systeme digital ab-
rufbar unter https://www.kvjs.de/jugend/
hilfen-zur-erziehung/pflegekinderhilfe/.
Sie sollen als Orientierung zur Umsetzung
von § 39 Abs. 4 SGB VIl dienen.

4. Entlastungsangebote fiir Pflege-
familien

Bereits vor der Aufnahme eines Pflege-
kindes beziehungsweise Jugendlichen als
auch wahrend der Dauer eines Pflegever-
héltnisses haben Pflegepersonen gemaf
§ 37 Abs. 2 SGB VIII Anspruch auf orts-
nahe Beratung und Unterstiitzung. Die
Beratung und Begleitung von Pflegefa-
milien ist grundsatzlich durch die Fachab-
teilung des Jugendamtes (Pflegekinder-
dienst; Sozialer Dienst) oder durch einen
freien Trager der Kinder- und Jugendhil-
fe als Regelleistung zu gewahrleisten. Zu-
satzlich stehen Beratungsdienste zur Ver-
fugung (z. B. Friihe Hilfen), die vorrangig
vor vergleichbaren Entlastungsangebo-
ten genutzt werden sollen. Spezielle Ent-
lastungsangebote konnen Pflegefamilien
im Alltag unterstiitzen, herausfordernde
Situationen zu meistern und sich zuspit-
zenden Krisen vorzubeugen. Bei solchen
Entlastungsangeboten handelt es sich um
Leistungen, die dem im Rahmen der Hil-
feplanung festgestellten individuellen Be-
darf eines jungen Menschen und seiner
Pflegefamilie nach erforderlich sind.

Als Annexleistungen zur Vollzeitpflege
werden diese Leistungen nicht durch die
Pflegefamilie selbst oder einen Fachdienst
erbracht, sondern kdnnen durch exter-

ne Leistungserbringer von personlich und
fachlich geeigneten Personen beziehungs-
weise Institutionen erbracht werden.

Die Leistungen mussen notwendig, ge-
eignet und allgemein fachlich anerkannt
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sein. Im Hilfeplan nach § 36 SGB VIlI sol-
len der Bedarf des Kindes beziehungs-
weise Jugendlichen und der Pflegefami-
lie, das Ziel der Leistung, die notwendige
Leistung mit Umfang und Dauer sowie die
Kosten der MaBnahme abgestimmt und
dokumentiert werden.

Die Vorrangigkeit anderer Trager von So-
zialleistungen ist gemaR § 10 SGB VIl zu
berlicksichtigen. Padagogische und damit
verbundene therapeutische Leistungen
sind wesentliche Bestandteile der Hilfe
zur Erziehung (§ 27 Abs. 3 Satz 1 SGB VII).
Der Einsatz von Therapien wird jedoch
durch die primar padagogische Zielset-
zung, namlich die Forderung der Entwick-
lung und der Erziehung zu einer eigenver-
antwortlichen und gemeinschaftsfahigen
Personlichkeit, bestimmt. Der padago-
gische Prozess soll durch die therapeuti-
schen Leistungen unterstitzt und gefor-
dert werden. Therapien, die ausschlieBlich
oder insbesondere der Heilung oder Lin-
derung somatischer oder psychischer Sto-
rungen mit Krankheitswert dienen, sind
nicht Leistungsbestandteil der Hilfe zur Er-
ziehung, sondern Gegenstand der gesetz-
lichen Krankenversicherung (SGB V) oder
anderer Sozialleistungstrager beziehungs-
weise der Krankenhilfe (§ 40 SGB VIII).

Annexleistungen der Eltern- oder Famili-
enarbeit umfassen die zielgerichteten, im
Hilfeplan spezifisch zu vereinbarenden Be-
ratungs-, Unterstlitzungs-, Therapie- und
Entlastungsleistungen fiir die Pflegefa-
milie, die sich aus dem besonderen Erzie-
hungs- und Hilfebedarf des jungen Men-
schen in der Pflegefamilie ergeben und
zur Verbesserung der Erziehungsbedin-
gungen in der Pflegefamilie beitragen®’.

57 Eine Orientierung bietet das Verzeichnis der
individuellen Zusatzleistungen gem. § 6 Abs. 3
des Rahmenvertrages nach § 78f SGB VIII.
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Annexleistungen fiir das Pflegekind

konnen unter anderem sein:

« Therapeutische Hilfen

+ Heilpadagogische Forderung

« Forderung der Motorik

« Sprachférderung, Logotherapie

« Entspannungs- und Konzentrationstrai-
ning

+ Sozialpadagogische Trainingsmafinah-
men

« Unterstiitzung der schulischen Forde-
rung, der Berufsfindung, Berufsvorbe-
reitung, Ausbildung und Beschaftigung

+ Intensive sozialpadagogische Einzelbe-
treuung, Erziehungsbeistandschaft

Annexleistungen fiir die Pflegeperso-

nen kénnen unter anderem sein:

+ Erziehungsberatung

« Familientherapie, Einzelsupervision,
Coaching

+ Angebote der Eltern- und Familienbil-
dung und Elterntrainings

+ Mediation mit Pflege- und Herkunfts-
familie

+ Entlastungsbetreuung, zum Beispiel
Einzelbetreuung, zusatzliche Freizeiten
und Ferienangebote fiir das Pflegekind
auch in sogenannten Entlastungspfle-
gefamilien

+ Entlastung im Haushalt

Solche Entlastungsmaoglichkeiten fiir Pfle-
gefamilien kdnnen entsprechend des Be-
darfs im Einzelfall entweder als imma-
terielle Leistungen oder in Form eines
finanziellen Bausteins gewahrt werden.
Die laufenden Leistungen sollen bei der
Inanspruchnahme von Entlastungsange-
boten nicht eingestellt werden.

5. Einmalige Beihilfen und Zuschiisse

Neben den monatlichen Leistungen fiir
die Pflege und Erziehung und den Sach-
aufwand kénnen einmalige Beihilfen und
Zuschusse insbesondere zur Erstausstat-

tung einer Pflegestelle, bei wichtigen per-
sonlichen Anldssen sowie fir Urlaubs- und
Ferienreisen des Kindes beziehungsweise
des Jugendlichen gewahrt werden (§ 39
Abs. 3 SGB VIII). Aus Griinden des verein-
fachten Verwaltungsaufwands und zur
Entlastung von Pflegefamilien wird emp-
fohlen, einmalige Beihilfen und Zuschiisse
in Pauschalbetragen zu gewahren. Festge-
legte Pauschalbetrage sollten in regelma-
Bigen Abstanden Uberpriift und an Preis-
steigerungen entsprechend angepasst
werden.®

Erstausstattung der Pflegestelle und
Investitionsbeihilfe

Bei der Unterbringung eines Kindes be-
ziehungsweise Jugendlichen in einer Pfle-
gefamilie ist ohne separaten Antrag eine
einmalige Beihilfe zur Beschaffung der
notwendigen Grundausstattung an Ge-
genstanden wie Mobiliar, TUV-gepriifter
Autokindersitz, Spielzeug und Schulbe-
darf zu gewahren. Es wird ein Betrag von
1.800 Euro empfohlen.

Ist die Aufnahme eines Kindes beziehungs-
weise Jugendlichen nur nach Umzug oder
Umbau mdoglich (z. B. barrierefreie Dusche
fur Kinder mit Gehbehinderung), kommt
ein Zuschuss zu den Ausbau- beziehungs-
weise Umzugskosten in Betracht. Hat be-
reits ein Kind beziehungsweise Jugend-
licher in der Pflegefamilie gelebt, ist im
Einzelfall zu kldren, ob eine Teilerneuerung
oder Ergdnzung der Gegenstande erfor-
derlich ist. Eine solche Klarung sollte auch
in den Fallen erfolgen, in denen ein Kind
beziehungsweise Jugendlicher tiber lange-
re Zeit in einer Pflegefamilie lebt und bei-
spielsweise von einem Kleinkind zu einem
Grundschulkind oder von einem Grund-
schulkind zu einem Teenager heranwachst.

58 Die jeweils aktuellen Empfehlungen kénnen
abgerufen werden unter https://www.kvjs.de/
jugend/hilfen-zur-erziehung/pflegekinderhil-
fe/



Die angeschafften Gegenstande sind Ei-
gentum der Pflegeeltern.

Erstausstattung an Bekleidung fiir das
Pflegekind beziehungsweise den Ju-
gendlichen

Bei der Unterbringung eines Kindes be-
ziehungsweise Jugendlichen in eine Pfle-
gefamilie wird empfohlen, ohne sepa-
raten Antrag eine einmalige Beihilfe zur
Beschaffung der notwendigen Grundaus-
stattung an Bekleidung in Hohe von 600
Euro zu leisten. Die regelmaBige Beschaf-
fung von Ersatz fiir Kleidung ist grund-
satzlich aus den laufenden Leistungen zu
finanzieren. Hierbei ist von einem norma-
len Verschleil3 und altersgemaBer Korper-
entwicklung auszugehen. Bei besonders
starkem Wachstum in kurzer Zeit oder ex-
tremer Gewichtszunahme oder Gewichts-
abnahme kann es erforderlich sein, die
Bekleidung in kiirzeren Zeitabstanden

als normalerweise Ublich, komplett zu er-
neuern. In solchen Fallen wird empfoh-
len, eine zusatzliche Bekleidungsbeihilfe
zu gewahren. Bei anhaltendem aufBerge-
wohnlichem Verschleild zum Beispiel auf-
grund korperlicher Behinderung ist die Er-
héhung der monatlichen Leistungen fur
den Sachaufwand zu priifen (vgl. Kapitel
VI, 3.).

Besondere personliche Anldsse
Ublicherweise werden unter anderem bei
folgenden personlichen Anldssen einmali-
ge Beihilfen empfohlen:
+ Taufe: 180 Euro
+ Einschulung: 150 Euro
Kommunion, Konfirmation und ver-
gleichbare Feierlichkeiten anderer Reli-
gionsgemeinschaften: 350 Euro

Weihnachten

Die Weihnachtsbeihilfe wird analog zu
den Empfehlungen im vollstationdren Be-
reich gewahrt und mit dem Pflegegeld im

Dezember ausbezahlt. Sie betragt 31 Euro.
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Urlaub

Fir Ferienfreizeiten, Ferienaufenthalte,
Unternehmungen und Urlaubsreisen wird
empfohlen, der Pflegefamilie pro Pfle-
gekind 630 Euro (30 Euro pro Tag fiir 21
Tage) im Jahr zu gewadhren. Der Zuschuss
fur Urlaub kann auch in einer monatlichen
Pauschale ausbezahlt werden. Dieser Be-
trag ist nicht an die Bedingung geknipft,
dass ein- oder mehrtdgige Urlaubsaufent-
halte stattfinden. Ferien kdnnen auch zu
Hause stattfinden.

Klassenfahrt

Ein- und mehrtdgige Klassenfahrten und
andere schulische Veranstaltungen geho-
ren nicht zu den regelmaBig wiederkeh-
renden Aufwendungen. Es wird empfoh-
len, die tatsachlich entstandenen Kosten
auf Nachweis zu erstatten.

Lernmittel

Es wird empfohlen, den jahrlich zu tragen-
den Anteil fuir Schulbiicher und weitere
fir den Schulunterricht erforderliche Lern-
mittel (z. B. graphikfahige Taschenrechner
in der Oberstufe) durch die Gewdhrung ei-
maliger Beihilfen zu iibernehmen und un-
ter Nachweis der tatsachlich entstande-
nen Kosten zu erstatten.

Eintritt ins Berufsleben

Bei anfallende Aufwendungen bei Berufs-
eintritt (z. B. fUr Arbeitskleidung; Utensi-
lien usw.) wird empfohlen, diese durch die
Gewadhrung eimaliger Beihilfen zu iber-
nehmen und unter Nachweis der tatsach-
lich entstandenen Kosten zu erstatten.

Forderung von Interessen und beson-
deren Fahigkeiten

Flr Musikunterricht, Sportvereine und
weitere Freizeitaktivitaten, allgemeinbil-
dende Kurse, Sonderanschaffungen fir
Sport, Musik und Technik ist flir jedes Pfle-
gekind ein monatlicher Pauschalbetrag
von 90 Euro angemessen. Es wird emp-
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fohlen, diesen Betrag monatlich mit dem
Pflegegeld an die Pflegeperson zu tber-
weisen. Die Ein- und Aufteilung obliegt
dann den Pflegepersonen.

Alternativ kdonnen anstatt der monatli-
chen Pauschale die tatsachlichen Kosten
auf Nachweis erstattet werden.

Zuzahlung zu medizinischen und wei-
teren Hilfsmitteln

Bei einer kieferorthopadischen Behand-
lung zahlt die Krankenkasse zundchst 80
Prozent der Behandlungskosten und er-
stattet die fehlenden 20 Prozent nach er-
folgreichem Abschluss der Behandlung.
Pflegeeltern kdnnen die Ubernahme der
20 Prozent beim Jugendamt beantragen,
das diesen Anteil wiederum bei der Kran-
kenkasse im Erstattungsverfahren geltend
macht.

Kosten fiir Brillen und Horgerate sind in
der Regel nicht durch andere Kostentra-
ger gedeckt. Eine Ubernahem der Kosten
bis zu 100 Euro wird empfohlen.

Autokindersitz

Ein TUV-gepriifter Kindersitz ist fiir den
Transport von Kindern im Auto bis zum Er-
reichen einer Kopergré3e von 1,50 m ge-
setzlich vorgeschrieben. Wachst ein Kind
aus seinem bisherigen Autokindersitz he-
raus und hat die KdpergréBe von 1,50 m
noch nicht erreicht, so wird empfohlen,
die Anschaffung eines entsprechenden
Autokindersitzes mit bis zu 100 Euro zu
bezuschussen.

Fahrerlaubnis

Bei einigen Ausbildungsberufen ist eine
Fahrerlaubnis fast unumganglich. Bei der-
artigen Berufen und in Fallen, in denen
die entfernt liegende Arbeitsstatte nicht
mit den 6ffentlichen Verkehrsmitteln er-
reicht werden kann, wird ein Zuschuss zu
den durch den Erwerb der Fahrerlaubnis
entstehenden Kosten empfohlen.

6. Haftpflichtversicherung

Eine Haftpflichtversicherung deckt grund-
satzlich Schaden an Rechtsgutern Drit-
ter ab. Pflegeperson beziehungswei-

se Pflegeeltern und Pflegekind bilden
eine Versicherungsgemeinschaft. Bei ei-
nem Schaden innerhalb dieser Versiche-
rungsgemeinschafft tritt die Haftpflicht-
versicherung in der Regel nicht ein (wenn
z. B. Eigentum der Pflegeperson durch ein
Pflegekind geschadigt wiirde oder umge-
kehrt). Fir Haftpflichtversicherungen, die
nicht nur Schaden gegeniiber Dritten son-
dern auch Schaden innerhalb der Versi-
cherungsgemeinschaft abdecken, gibt es
entsprechende Versicherungstarife, die in
Anspruch genommen werden kdnnen.
Eine Sammelhaftpflichtversicherung fir
Pflegeeltern, die auch dann eintritt, wenn
das Pflegekind Schaden im Innenverhalt-
nis versursacht, ist zu empfehlen. Wenn
keine Sammelhaftpflichtversicherung be-
steht, wird empfohlen, die Beitrage zur
Haftpflichtversicherung der Pflegeperso-
nen zu erstatten.

7. Unfallversicherung

Kernleistung der Unfallversicherung ist
die finanzielle Absicherung im Falle einer
dauernden Beeintrachtigung der korper-
lichen und/oder geistigen Leistungsfahig-
keit als Unfallfolge. Die Leistungen der Un-
fallversicherung umfassen beispielsweise
den barrierefreien Umbau der Wohnung,
Betreuungsdienste, Lohnausfall, Kranken-
haustagegeld oder kosmetische Operatio-
nen nach Verbriihung. Die Unfallversiche-
rung greift auch dann, wenn keine andere
Person beteiligt ist (z. B. wenn die Pflege-
person stiirzt und gehbehindert bleibt).

In der Regel besteht fiir Pflegepersonen
keine gesetzliche Unfallversicherungs-
pflicht. Ausnahmen kénnen Félle sein, bei





